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Der Emissionsrechtehandel ist neben dem Clean-
Development Mechanismus und der Joint Imple-

mentation1 eines der drei fl exiblen Instrumente, mit 
deren Hilfe die im Kyoto-Protokoll2 gesetzten Emis-
sionsziele möglichst kostengünstig erreicht werden 
sollen. Statt einer fi xen Vorgabe einer Reduktion der 
Emissionen auf ein bestimmtes Niveau wie es bei ei-
ner Aufl age der Fall wäre (alle Anlagen müssen ihre 
Emissionen um x% reduzieren), kommt es beim Rech-
tehandel darauf an, dass die gewünschte Reduktion 
in der Summe realisiert wird. Ob sie z.B. bei Anlage A 
oder B erfolgt, ist unerheblich.3 Somit haben die Verur-
sacher die Möglichkeit zu prüfen, auf welche Weise sie 
ihrer Verpfl ichtung am kostengünstigsten nachkom-
men können. Kann eine Firma A Emissionen billiger 
vermeiden als eine Firma B, weil z.B. die Filter für ihre 
Produktion günstiger sind, ist es sinnvoll, wenn Firma 
A mehr vermeidet und Rechte an B verkauft. Als in-
tuitives Zwischenergebnis lässt sich feststellen, dass 
die genannten Mechanismen daraufhin wirken, die 
gewünschten Reduktionen dort durchzuführen, wo sie 
am wenigsten Kosten verursachen. 

Genau hier setzt die Ökonomie des Emissionsrech-
tehandels4 an: ein gegebenes Ziel (die Emissionsverrin-
gerung) soll mit den geringstmöglichen Mitteln erreicht 
werden. Das die Grundkonzeption des Zertifi katehan-
dels5 charakterisierende Schlagwort heißt „Cap and 
Trade“. „Cap“ bedeutet, dass die Politik eine Ober-
grenze für den Kohlendioxid(CO2)-Ausstoß festlegt, die 
schrittweise abgesenkt wird. „Trade“ bedeutet, dass 
der Handel mit Zertifi katen gestattet ist. Im Umfang des 
festgelegten Ausstoßes werden Emissionszertifi kate 
an die Unternehmen vergeben, ein Zertifi kat berechtigt 
zum Ausstoß einer Tonne CO2. Die Unternehmen dürfen 
nur in dem Umfang CO2 emittieren, wie sie über Zerti-
fi kate verfügen. Überschreitet die tatsächliche Emissi-
onsmenge die Anzahl der vorhandenen Zertifi kate, wer-

den pro Tonne CO2-Ausstoß, die nicht durch Zertifi kate 
gedeckt ist, Strafen in Höhe von 40 Euro für den Zeit-
raum 2005-2007 und 100 Euro ab 2008 fällig. Darüber 
hinaus müssen die Unternehmen neben der Geldstrafe 
im folgenden Jahr die entsprechende Anzahl Zertifi kate 
nachliefern.6

Im Folgenden soll kurz zum Verständnis des Emis-
sionsrechtehandels auf die Kriterien der Kosteneffi zi-
enz (Eignung des Instruments dafür, das Klimaschutz-
ziel mit den niedrigsten Kosten zu erreichen7) und der 
ökologischen Treffsicherheit (Eignung des Instruments 
dafür, die gewünschte Emissionsmenge garantiert zu 
realisieren8) eingegangen werden. Andere wichtige Kri-
terien, wie z.B. die Transaktionskosten werden anhand 
der praktischen Umsetzung behandelt. 

1 Der Clean-Development Mechanismus (CDM) und die Joint Imple-
mentation (JI), die die Anrechnung von Klimaschutzprojekten in ande-
ren Ländern auf nationale CO2-Emissionsziele ermöglichen, sollen hier 
nur der Vollständigkeit halber erwähnt, aber nicht vertieft werden.

2 Im Kyoto-Protokoll verpfl ichten sich die Industriestaaten erstmalig, 
ihre Emissionen von sechs Treibhausgasen (Kohlenstoffdioxid, Me-
than, Distickstoff, Fluorkohlenwasserstoff, perfl uierte Kohlenwasser-
stoffe und Schwefelhexafl uorid) im Zeitraum 2008-2012 um minde-
stens 5% unter das Niveau von 1990 zu senken.

3 Das trifft zu, weil Emissionskonzentrationen von Treibhausgasen an 
bestimmten Orten (Hot Spots) keinen größeren Schaden anrichten, als 
dieselbe Menge, wenn sie geographisch verteilt wäre. Somit kommt 
es auf die Vermeidung in der Summe an und nicht darauf, wo ver-
mieden wird. Vgl. z.B. W. S t r ö b e l e : Handelbare Zertifi kate für natür-
liche Ressourcen?, in: Zeitschrift für Angewandte Umweltforschung. 
Sonderheft 8, Berlin 1998, S. 182-193, S. 190; Vgl. F. R a h m e y e r : 
Europäische Klimapolitik mit handelbaren Emissionslizenzen, Volks-
wirtschaftliche Diskussionsreihe, Universität Augsburg 2004, Beitrag 
Nr. 257, S. 7.

4 Dieser Ansatz geht auf Dales zurück. Vgl. J. H. D a l e s : Pollution, 
Property & Prices. An essay in policy-making and economics, Toronto 
1968, S. 93 ff.

5 Im Folgenden wird der Begriff „Emissionszertifi kat“ synonym zu 
dem Begriff „Emissionsrecht“ verwendet.

6 Siehe Richtlinie 2003/87/EG, Art. 16, Abs. 3 und 4.

7 Vgl. z.B. A. E n d re s : Umweltökonomie, Stuttgart 2007, S. 121. Die 
Vermeidungskosten werden zunächst als gegeben angenommen (sta-
tische Kosteneffi zienz), kostensenkende Innovationen werden hier an-
hand des RWE-Beispiels angesprochen.

8 Vgl. z.B. E. F e e s s : Umweltökonomie und Umweltpolitik, München 
2007, S. 49.
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Zielerreichung mit den geringsten Kosten

Wie realisiert nun der Emissionsrechtehandel das 
gewünschte Ziel mit den geringsten Kosten? Zum bes-
seren Verständnis wird die ökonomische Effi zienz des 
Instruments anhand eines Vergleichs mit der Vorgabe 
einer pauschalen Aufl age erläutert. Angenommen, die 
Aufl age verpfl ichtet jede Firma, ihre Emissionen um 
die Hälfte zu reduzieren, so muss jede Firma Vermei-
dungsmaßnahmen in dem Umfang ergreifen, wie es 
notwendig ist, um ihr festgelegtes Reduktionsziel zu 
erreichen. In der Regel ist davon auszugehen, dass die 
Vermeidungsmaßnahmen unterschiedlich hohe Kosten 
bei verschiedenen Firmen mit unterschiedlichen Pro-
duktionsprozessen hervorrufen. Bei manchen Firmen 
reicht es, günstige Filter einzubauen. Ein Braunkohle-
kraftwerk muss jedoch unter Umständen in einem auf-
wändigen Prozess CO2 von anderen Abgasen trennen 
und danach speichern. Andere Firmen haben nur die 
Möglichkeit, auf einen Teil ihrer Produktion zu verzich-
ten, um das extern vorgegebene Reduktionsziel zu er-
reichen. 

Diese Vorstellung lässt die Frage aufkommen, ob 
es nicht gesamtwirtschaftlich sinnvoller wäre, wenn 
diejenigen Unternehmen, deren Vermeidungskosten 
niedriger sind, mehr vermeiden als diejenigen, deren 
Vermeidungskosten höher sind. Die Antwort auf diese 
Frage lautet natürlich ja. Ökonomisch präziser formu-
liert bedeutet das: Wenn die Vermeidung einer zusätz-
lichen Emissionseinheit bei Firma A mehr kostet als 
bei Firma B, also die Grenzvermeidungskosten für die-
se Einheit bei Firma A höher als bei Firma B sind, so 
sind die gesamtwirtschaftlichen Vermeidungskosten 
niedriger, wenn diese Einheit von B vermieden wird. 
Auf diese Logik nimmt aber die pauschale Aufl agenlö-
sung keine Rücksicht: Wenn Firma A diese Einheit ver-
meiden muss, um ihr Ziel zu erreichen, so muss sie die 
entsprechenden Kosten aufwenden, eine Vermeidung 
der Einheit durch Firma B hilft hier nicht. 

Das Minimum der gesamtwirtschaftlichen Vermei-
dungskosten ist erreicht, wenn die Vermeidung der je-
weils letzten Emissionseinheit für jede Firma das Glei-
che kostet.9 In diesem Fall führt eine Veränderung der 
Aufteilung der Emissionsreduktion nicht mehr zu einer 
Kostensenkung, die letzte Einheit kann nirgendwo 
günstiger vermieden werden. Genau dieses Minimum 
der gesamtwirtschaftlichen Vermeidungskosten wird 
mittels eines funktionierenden Emissionsrechtehan-
dels erreicht. Jede gewinnmaximierende Firma ver-
meidet solange Emissionen, wie der Zertifi katepreis 

9 Mathematisch lässt sich die Allgemeingültigkeit dieser Aussage mit-
tels des Lagrange-Verfahrens zeigen. Vgl. z.B. E. F e e s s , a.a.O., S. 
64-67.

die Kosten der Vermeidung einer zusätzlichen Emis-
sionseinheit übersteigt. Sind diese als Grenzvermei-
dungskosten bezeichneten Kosten höher als der Zer-
tifi katepreis, ist es für die Firma billiger, wenn sie Zer-
tifi kate kauft, statt die Emissionen zu vermeiden. Die 
Firma hat ihre individuelle optimale Reduktionsmenge 
erreicht, wenn sich Preis und Grenzvermeidungsko-
sten entsprechen. Da jede gewinnmaximierende Firma 
in dieser Weise agiert, kostet die Vermeidung der je-
weils letzten Einheit für jede Firma gleich viel. 

Die Kosteneffi zienz des Emissionsrechtehandels 
ist also gegeben. Auch die ökologische Treffsicherheit 
des Handels ist gewährleistet, da die Zertifi kate nur in 
dem Umfang der gewünschten maximalen Emissions-
menge vergeben werden. Kombiniert mit einem geeig-
neten Sanktionsmechanismus wird die gewünschte 
Emissionsmenge nicht überschritten.10

Aufgrund dieser Vorteile präferieren viele Umwelt-
ökonomen den Zertifi katehandel.11 Auch wundert es 
nicht, dass sich die Politik dieses Instruments bedient 
und der Zertifi katehandel im Kyoto-Protokoll verankert 
ist. 

Die Umsetzung in der Praxis: EU und Deutschland

Die wesentlichen rechtlichen Grundlagen für die 
Umsetzung der Kyoto-Ziele in Europa und Deutsch-
land sind die EU-Emissionshandelsrichtlinie (RL 
2003/87/EG), das Zuteilungsgesetz (ZuG), das 
Treibhaus emissionshandelsgesetz (TEHG) sowie eine 
Reihe von Verordnungen, welche die EU-Vorgaben 
in deutsches Recht umsetzen.12 Die EU-Richtlinie 
schreibt den Mitgliedstaaten vor, ihr so genannte na-
tionale Allokationspläne (NAPs) vorzulegen, in de-
nen die nationalen Emissionsziele und die gewählten 
Maßnahmen zu deren Erreichung aufgeführt werden. 
Die EU-Kommission hat das Recht, einen nationalen 
Allokationsplan oder Teile davon abzulehnen und Än-
derungen einzubringen. Dies ist auch sinnvoll, da man 

10 Mittels der hinsichtlich der Kosteneffi zienz gleichwertigen Emissi-
onssteuer wird die gewünschte Menge nur dann realisiert, wenn die 
Grenzvermeidungskosten bekannt sind und somit die zum gewünsch-
ten Emissionsniveau führende Steuer exakt festgelegt werden kann. 
Vgl. F. R a h m e y e r : Klimaschutz durch Steuern oder Lizenzen, in: 
Konjunkturpolitik, 21, 1999, S. 317-357, S. 333. Die ökologische Treff-
sicherheit wird zwar auch durch die Aufl age erfüllt, die Aufl age muss 
aber aufgrund der geringen Kosteneffi zienz nicht weiter diskutiert 
werden.

11 Vgl. z.B. H. B o n u s : Preis- und Mengenlösungen in der Umweltpo-
litik, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft, 41. Jg. (1990), S. 343-358; 
vgl. H. Z i m m e r m a n n , B. H a n s j ü rg e n s : Zertifi kate im Instrumen-
tenvergleich aus ordnungspolitischer Sicht, in: H. B o n u s  (Hrsg.): 
Umweltzertifi kate – Der steinige Weg zur Marktwirtschaft, in: Zeit-
schrift für Angewandte Umweltforschung, Sonderheft 9, Berlin 1998, 
S. 47-60. 

12 Eine vollständige Übersicht über die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen in Deutschland fi ndet sich z.B. auf der Website der Deutschen 
Emissionshandelsstelle, http://www.dehst.de/.
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sich kaum vorstellen kann, dass die Kyoto-Ziele, die 
ein abgestimmtes Verhalten der Mitgliedstaaten vo-
raussetzen, ohne leitende Instanz erreicht würden.13 

Die nationalen Allokationspläne bestehen aus 
einem Makro- und einem Mikroplan. Der Makroplan 
konkretisiert das Emissionsverringerungsziel aus 
dem Kyoto-Protokoll und regelt dessen Aufteilung 
auf die sechs Treibhausgase sowie auf die Sektoren. 
Die Abbildung zeigt diese Aufteilung für Deutschland 
in der zweiten Emissionshandelsperiode von 2008 
bis 2012. Basis für die Werte ist der von der EU-
Kommission korrigierte Nationale Allokationsplan II,
dessen Emissionswerte mit dem Zuteilungsgesetz 
2012 (ZuG 2012) eine nationale rechtliche Grundlage 
erhalten haben. 

Deutschland hat im Nationalen Allokationsplan II14 
ein nationales Emissionsgesamtbudget von 973,6 
Mio. Tonnen CO2-Äquivalenten15 angegeben. Wird 
dieses realisiert, hat Deutschland seine Verpfl ichtung 
aus dem Kyoto-Protokoll, die Reduzierung der Emis-
sionen um 21% bezogen auf das gemischte Basisjahr 
1990/95, in dem 1232 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente 
emittiert wurden, erfüllt.16 

Besondere Aufmerksamkeit hatte die Diskussion 
zwischen der EU-Kommission und Deutschland über 
den Teil des Emissionsbudgets, der dem Emissions-
handel zugewiesen wurde, erregt. Im Nationalen Al-
lokationsplan II hatte Deutschland 482 Mio. Tonnen 
CO2-Emissionen für den Handelssektor vorgesehen. 
Am Handel beteiligt sind die Energiewirtschaft und die 
emissionsintensive Industrie wie z.B. die Stahlproduk-
tion, Zementwerke, Papierfabriken und Eisengieße-
reien.17 Die EU-Kommission senkte diesen Wert auf 
453,1 Mio. Tonnen. Damit legte die EU-Kommission 

13 Das Kyoto-Protokoll setzt für Europa das Ziel, die Treibhausgas-
emissionen bis 2012 um 8% gegenüber dem gemischten Basisjahr 
1990/95 zu senken. Diese Reduzierung wurde im Rahmen des so ge-
nannten Burden sharing auf verschiedene Ziele für die Mitgliedstaaten 
aufgeteilt. Deutschland z.B. muss seine Treibhausgasemissionen um 
21% senken. 

14 Der Nationale Allokationsplan II kann unter http://ec.europa.eu/en-
vironment/climat/pdf/nap_germany_fi nal.pdf abgerufen werden.

15 Das CO2-Äquivalent ist eine Kennzahl für das Treibhausgaspoten-
zial von Stoffen in der Erdatmosphäre wie z.B. Methan (CH4). Das 
CO2-Äquivalent für Methan liegt bei 21. Das bedeutet, dass ein Me-
than-Molekül 21mal stärker zur globalen Erwärmung beiträgt als das 
namensgebende CO2. 

16 Siehe Gesetzesbegründung zum Gesetz zur Änderung der Rechts-
grundlagen zum Emissionshandel im Hinblick auf die Zuteilungsperi-
ode 2008 bis 2012, S. 35-36.

17 Eine genaue Information über die am Handel beteiligten Anlagen 
liefert Anhang 1 des Treibhaus emissionshandelsgesetz (TEHG) in sei-
ner aktuellen Fassung. Die Beschränkung auf diese Anlagen und die 
Nichtbeteiligung anderer emissionsintensiver Sektoren, wie z.B. des 
Luftverkehrs, ist umstritten. Vgl. Mitteilung der EU-Kommission KOM 
459, Brüssel 2005.

eine wesentlich ambitioniertere Reduzierung gegen-
über der entsprechenden Menge im Nationalen Allo-
kationsplan I für die Handelsperiode von 2005-200718 
fest, als Deutschland vorgeschlagen hatte. In der 
ersten Handelsperiode hatten die meisten Mitglied-
staaten mehr Zertifi kate zugeteilt als benötigt wurden, 
was einen massiven Preisverfall zur Folge hatte.19 Die 
EU-Kommission hat aus diesen Erfahrungen eine Leh-
re gezogen und die nationalen Allokationspläne II der 
Mitgliedstaaten in der Regel gekürzt.20

Der Mikroplan enthält im Wesentlichen die Regeln 
für die Zuteilung der Emissionsberechtigungen an 
die einzelnen Anlagen und an den Reservefonds.21 
Die relevante EU-Emissionshandelsrichtlinie gibt eine 
wesentliche Entscheidung hinsichtlich der Allokation 
der Zertifi kate vor. In der ersten Handelsperiode sind 
mindestens 95% und in der zweiten Handelsperiode 
mindestens 90% der Zertifi kate kostenlos zu verge-
ben.22 Damit müssen die Mitgliedstaaten den Großteil 
der Zertifi kate mittels nicht preislicher Regeln zuteilen. 
Deutschland hat sich in der ersten Handelsperiode für 

18 2005: 495 Mio. Tonnen CO2, 2006: 499 Mio. Tonnen CO2.

19 Zu Beginn des Handels im Jahr 2005 betrug der Zertifi katepreis an 
der European Energy Exchange (EEX) in Leipzig 10,40 Euro, nach ei-
nem Anstieg im Sommer des gleichen Jahres auf 30,00 Euro gab es im 
April 2006 einen steilen Preisverfall, als die Überdeckungen bekannt 
wurden. Heute ist der Spotmarkt für Phase-I-Zertifi kate (Emissions-
rechte, die bis zum Jahresende 2007 die Emission von je einer Tonne 
CO2 erlauben) bedeutungslos, ein Zertifi kat kostete am 30.7.2007 an 
der EEX 9 Cent, siehe www.EEX.com.

20 Die einzelnen Entscheidungen der Kommission zu den nationalen 
Allokationsplänen II fi nden sich unter http://ec.europa.eu/environ-
ment/climat/2nd_phase_ep.htm, Abfragedatum 3.7.2007.

21 Aus dem Reservefonds erfolgen Zuteilungen aus Ansprüchen, die 
nach dem Zuteilungsverfahren entstehen, siehe § 5 ZuG 2012.

22 Siehe Richtlinie 2003/87/EG, Art. 10.

Emissionsziele für Deutschland 2008-2012
(in Mio. Tonnen CO2-Äquivalente)

* Verkehr, Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen sowie nicht 
im Emissionshandel vertretene Teile der Sektoren Energie und Indus-
trie, andere Treibhausgase.

Q u e l l e : Eigene Darstellung in Anlehnung an das Umweltbundesamt, 
www.dehst.de, Abfragedatum 14.6.2007.

1
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eine kostenlose Zuteilung aller Zertifi kate entschieden. 
Für die zweite Handelsperiode wurde jedoch mit § 19 
ZuG 2012 der Weg für die Veräußerung von 40 Mio.
Zertifi katen frei gemacht. Dies entspricht rund 9% der 
Gesamtmenge. Damit verkauft Deutschland fast die 
maximal zulässige Menge. 

Ob kostenlos oder gegen Entgelt zugeteilt wird, ist 
eine verteilungspolitische Entscheidung. Aus Sicht der 
am Handel beteiligten Unternehmen als Betreiber der 
Anlagen ist eine kostenlose Vergabe natürlich vorzu-
ziehen. Dabei sparen sie den Betrag ein, der bei einer 
entgeltlichen Zuteilung dem Staat zur Verfügung ste-
hen würde.23 Problematischer ist, dass die kostenlose 
Vergabe in einem großen Umfang Lobbyaktivitäten 
der betroffenen Unternehmen hervorruft, um sich eine 
möglichst hohe Menge an Zertifi katen zu sichern. Da-
mit entstehen zum einen erhebliche Transaktionsko-
sten, und zum anderen ist die ökonomische Stringenz 
des Instruments unter Umständen gefährdet. Dies wird 
in der folgenden Betrachtung der nicht preislichen Ver-
gaberegeln deutlich. 

Grandfathering oder Benchmarking?

Die nicht preislichen Zuteilungsregeln lassen sich 
unterteilen in das „Grandfathering“ und das „Bench-
marking“. „Grandfathering“ bedeutet, dass die Zerti-
fi kate anhand historischer Emissionen unter Anwen-
dung eines Erfüllungsfaktors vergeben werden. Als 
historische Emissionen werden diejenigen Emissionen 
bezeichnet, die in einer bestimmten Basisperiode 
ausgestoßen wurden. Der Erfüllungsfaktor dient der 
Verringerung der Emissionen auf das vorgegebene 
Gesamtziel. Mit ihm wird die ermittelte Emissionsmen-
ge multipliziert. Logischerweise unterschreitet er den 
Wert 1, anderenfalls müssten die Unternehmen, die 
die Rechte auf Basis des Grandfatherings zugeteilt er-
halten, nicht reduzieren.24 „Benchmarking“ bedeutet, 
dass die Zertifi kate anhand eines produktbezogenen 
Emissionswerts, dem Benchmark, vergeben werden. 
Der Benchmark orientiert sich an der jeweils besten 
verfügbaren Technik.

Welche Anlagen erhalten nun nach welchen Verga-
beregeln ihre Zertifi kate? Das Zuteilungsgesetz 2012 

23 Vgl. zu einer Analyse der interessengeleiteten Argumente der be-
troffenen Unternehmen, Sachverständigenrat für Umweltfragen: Die 
nationale Umsetzung des europäischen Emissionshandels: Markt-
wirtschaftlicher Klimaschutz oder Fortsetzung der energiepolitischen 
Subventionspolitik mit anderen Mitteln?, Berlin 2006, S. 10-12. Unbe-
stritten ist jedoch, dass der Emissionshandel Unternehmen Kosten-
nachteile gegenüber Konkurrenten bereitet, die nicht einem derartigen 
klimapolitischen Regime unterliegen. Eine kostenlose Zuteilung mag 
die politische Durchsetzbarkeit des Rechtehandels begünstigen.

24 Siehe § 5 ZuG 2007, für die nächste Periode 2008-2012 siehe § 6 
ZuG 2012 sowie die Gesetzesbegründung zu § 6 ZuG 2012. 

sieht vor, dass den bestehenden Anlagen der im inter-
nationalen Wettbewerb stehenden Industrie die Zerti-
fi kate in der zweiten Handelsperiode (2008-2012) wie 
schon beim Zuteilungsgesetz 2007 im Rahmen des 
Grandfathering zugeteilt werden.25 Damit werden die-
se Unternehmen nicht stärker belastet als in der ersten 
Handelsperiode. Als Grund für diese Kontinuität wird 
vom Bundesumweltministerium genannt, dass die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit dieser Unterneh-
men nicht über Gebühr beansprucht werden soll.26 Für 
Neuanlagen sowie alle Energieanlagen wird dagegen 
das Benchmarking-System eingeführt, welches in der 
ersten Handelsperiode nur für Neuanlagen galt.27 Auf 
bestimmte Sonderregeln der ersten Periode, wie die 
Early-Action-Regel28 und die Optionsregel29 wird ver-
zichtet, andere Sonderregeln wie z.B. die Regelungen 
für Kraft-Wärme-Kopplung, Regelungen für die Stillle-
gung von Anlagen, Härtefallregelungen, und die Aus-
nahmen für Kleinanlagen werden grundsätzlich beibe-
halten.30

Regelungen für Neu- und Bestandsanlagen 

Differenzierte Regelungen für Neu- und Bestands-
anlagen verzerren das Verhalten der Betreiber. Die 
Betreiber sind in Abhängigkeit von ihrem Investitions-
verhalten mit unterschiedlichen Zuteilungsmengen 
konfrontiert. Ihre Innovationen sind nicht mehr aus-
schließlich auf das Ziel ausgerichtet, CO2-Emissionen 
am kostengünstigsten zu vermeiden, sondern sie ver-
suchen gleichzeitig ihre Zuteilungen zu maximieren. 
Diese Verhaltensweise ist unter den gegebenen Re-
geln individuell rational, da die Betreiber einen Über-
schuss der kostenlos zugeteilten Zertifi kate verkaufen 
können. Der Marktmechanismus, der die Betreiber an-
hält, selber die effi zientesten  Vermeidungspotenziale 
zu ermitteln, wird jedoch durch die administrative Son-
derbehandlung unterschiedlicher Verhaltensweisen 
empfi ndlich gestört. Darüber hinaus gibt die kosten-
lose Vergabe den Anreiz zu strategischem Verhalten, 
wenn eine Anlage stillgelegt werden soll. Grundsätz-
lich lohnt es sich, möglichst viele Zertifi kate zu bean-

25 Siehe § 6 ZuG 2012 sowie § 7 ZuG 2007.

26 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit: Pressemitteilung 179/07, Berlin/Bonn 2007.

27 Siehe §§ 7 bis 9 ZuG 2012 sowie § 11 ZuG 2007.

28 Im Rahmen der Early-Action-Regel erhielten Betreiber, die eine be-
stimmte spezifi sche Emissionsreduktion nachweisen können, einen 
Erfüllungsfaktor von eins für zwölf Jahre ab dem Zeitpunkt des Ab-
schlusses der Modernisierung oder ab der Inbetriebnahme des Neu-
baus, siehe § 12 ZuG 2007.

29 Die Optionsregel sah ein Wahlrecht für bestehende Anlagen zwi-
schen Grandfathering und Benchmarkallokation vor, siehe § 7 Abs. 
12 ZuG 2007.

30 Siehe §§ 10 bis 12 ZuG 2012.



UMWELTPOLITIK

Wirtschaftsdienst 2007 • 11758

tragen, die Anlage erst nach deren Erhalt stillzulegen 
oder weit herunterzufahren und mittels des Verkaufs 
der Zertifi kate einen Zusatzgewinn einzufahren. Zur 
Vermeidung dieses unerwünschten Verhaltens ist eine 
weitere administrative Vorschrift zum Widerruf von Zu-
teilungen an Anlagen, deren Betrieb eingestellt wird, 
erforderlich, die so genannte Stilllegungsregel.31

Diese kurze Bewertung zeigt bereits, dass eine ent-
geltliche Vergabe32 aller Emissionsrechte die aus Effi -
zienzaspekten zu präferierende Lösung wäre. Müssen 
die Betreiber alle benötigten Rechte bezahlen, lohnt es 
sich für sie nicht, Investitionsentscheidungen bezüg-
lich der Vermeidung von CO2-Emissionen nach ande-
ren als Effi zienzkriterien zu treffen. Auch erhalten sie 
weniger leicht „Windfall Profi t“ aus dem Verkauf von 
Zertifi katen für eine Anlage, die stillgelegt wird. Somit 
entfi ele das komplexe administrative Regelwerk mit-
samt seiner anreizverzerrenden Wirkungen und Trans-
aktionskosten.

Angesichts dieser nachteiligen Wirkungen von 
Sonderregelungen ist ihre teilweise Abschaffung so-
wie die Begrenzung der unterschiedlichen Behandlung 
von Neu- und Bestandsanlagen auf die im internatio-
nalen Wettbewerb stehenden Anlagen im Zuteilungs-
gesetz 2012 grundsätzlich positiv zu bewerten. Eine 
weitergehende Bereinigung wäre allerdings besser 
gewesen. Aufgrund der Überlegenheit der preislichen 
Erstzuteilung der Zertifi kate ist die Entscheidung für 
die Veräußerung der Zertifi kate im Umfang des recht-
lich Möglichen sehr zu begrüßen.

Das Benchmarking-System

Mit dem Benchmarking-System möchte die Bun-
desregierung Anreize für eine CO2-emissionsarme,  
effi ziente Energieerzeugung und damit für eine Mo-
dernisierung der deutschen Energiewirtschaft setzen. 
Je höher die Effi zienz einer Anlage und je geringer die 
CO2-Emission ist, desto näher liegt die Zuteilung am 
tatsächlichen Bedarf. Umgekehrt erhalten veraltete 
und ineffi ziente Anlagen deutlich weniger Emissions-
zertifi kate, als sie benötigen. Damit sind sie gezwun-

31 Vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen, a.a.O., S. 6-7. § 10 
ZuG 2012 „Einstellung des Betriebes von Anlagen“ regelt, unter wel-
chen Bedingungen Zuteilungen an Anlagen, deren Betrieb eingestellt 
wird, widerrufen werden.

32 Auf das spannende Thema, auf welche Weise der Preismechanis-
mus hier angewendet werden soll (Festpreis, Auktion, Verkauf am Se-
kundärmarkt, öffentliches Tenderverfahren), soll hier nur hingewiesen 
werden. Vgl. dazu Y. H o f m a n n : Auctioning of CO2 Emission Allo-
wances in the EU ETS, Report under the project „Review of EU Emis-
sions Trading Scheme“, http://www.ec.europa.eu/environment/climat/
emission/pdf/etsreview/ets_co2_emission_auctioning.pdf; Deutsche 
Emissionshandelsstelle (DEHST) im Umweltbundesamt: Entgeltliche 
Abgabe von Emissionsberechtigungen in der Handelsperiode 2008-
2012: Verkauf oder Auktionierung?, Berlin 2006.

gen, Zertifi kate dazuzukaufen oder in eine bessere 
Technologie zu investieren. 

Dieser Zusammenhang soll anhand eines konkreten 
Beispiels, dem Benchmark für Kohlekraftwerke ge-
zeigt werden. Dieser Benchmark beträgt 750g CO2/
kWh.33 Dies entspricht der Emission eines effi zienten 
Steinkohlekraftwerks. Ein Braunkohlekraftwerk emit-
tiert mindestens 950g CO2/kWh.34 Da aber auch die 
Zertifi kate für Braunkohlekraftwerke auf Basis einer 
Emission von 750g CO2/kWh zugeteilt werden, muss 
selbst ein heute effi zientes Braunkohlekraftwerk pro 
kWh eine Berechtigung für die Differenz, nämlich den 
Ausstoß von 200g CO2/kWh kaufen oder versuchen, 
diesen Ausstoß zu vermeiden.35 Nach eigenen Aus-
sagen benötigt RWE, deren Stromerzeugung stark 
braunkohlelastig ist, Zertifi kate für 140 Mio. Tonnen 
CO2. Kostenlos zugeteilt werden aber nur noch Rech-
te für 70 Mio. Tonnen CO2. Der Kauf der benötigten 
Restmenge kostet bei einem Preis von 20 Euro pro 
Zertifi kat, welches zum Ausstoß von einer Tonne CO2 
berechtigt, 1,4 Mrd. Euro.36 

Zu Beginn dieses Beitrags wurde das unternehme-
rische Kalkül des Vergleichs zwischen dem Zertifi kate-
preis und den Vermeidungskosten vereinfacht theo-
retisch dargestellt. Ein Beispiel soll diese Überlegung 
anhand von RWE-Plänen zur innovativen Vermeidung 
von CO2-Emissionen illustrieren. RWE plant, CO2-freie 
Braunkohlekraftwerke zu bauen. Die CO2-Emissionen 
sollen vermieden werden, indem das CO2 unterirdisch 
gelagert wird. Dazu ist zunächst eine Technik erfor-
derlich, die das CO2 von den anderen Gasen trennt. 
Die Vermeidungskosten entsprechen den Kosten, die 
durch Forschung und Entwicklung sowie durch die 
Differenz zwischen den Kosten des Betriebs eines sol-
chen Kraftwerks zu dem herkömmlichen Braunkohle-
kraftwerk verursacht werden. Der Entwicklungschef 
von RWE ist der Auffassung, eine solche Technik, also 
die In kaufnahme der Vermeidungskosten, lohne sich 
erst ab einem Zertifi katepreis von 30 Euro.37 Das be-

33 Siehe ZuG 2012, Anhang 3. 

34 Diese und die folgenden Aussagen stammen von Ulrich Jobs, dem 
Chef von RWE Power. Vgl. M. R u c h : CO2-Zertifi kate belasten RWE, 
in: Financial Times Deutschland, 22.6.2007, S. 8.

35 Diese Darstellung ist sehr vereinfacht, da die Zuteilung anhand 
von Effi zienzfaktoren unter Umständen noch gekürzt wird, siehe Zu-
teilungsgesetz 2012, Anhang 5. Gegen den einheitlichen Benchmark 
wurde natürlich seitens der Braunkohlelobby protestiert, jedoch ohne 
Erfolg, vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Pressemitteilung Nr. 168/07, Berlin/Bonn 2007.

36 Aus heutiger Sicht ist dieser Preis nicht unrealistisch, der Preis 
für CO2-Futures der zweiten Handelsperiode für 2008 betrug am 
30.7.2007 an der EEX in Leipzig 20,68 Euro. Siehe www.EEX.com.

37 Vgl. B. F u e s t : Gutes Klima für die Braunkohle, in: Financial Times 
Deutschland vom 11.4.2007, Beilage „Zukunft der Energie“, S. A2.
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deutet im Umkehrschluss, dass die Vermeidung einer 
Tonne CO2 mittels dieser Technik knapp unter 30 Euro 
kostet.

Gesamtwirtschaftlich ausreichende Anreize?

Das Beispiel zeigt, dass die Benchmarks durchaus 
Anreize für eine CO2-emissionsarme, effi ziente En-
ergieerzeugung setzen, indem sie sich an der besten 
verfügbaren Technik der jeweiligen Anlagen orientie-
ren. Sind diese Anreize aber gesamtwirtschaftlich aus-
reichend? 

Die Orientierung an der besten verfügbaren Tech-
nik impliziert eine brennstoffspezifi sche Zuteilung. 
Beispielsweise resultieren die unterschiedlichen Zu-
teilungen für Kohle- und Gaskraftwerke daraus, dass 
die Kohlekraftwerke auch bei der jeweils besten ver-
fügbaren Technik mehr CO2 emittieren als die Gas-
kraftwerke.38 Die brennstoffspezifi sche Zuteilung hat 
damit zwar innerhalb der gewählten Technologie (z.B. 
Kohle oder Gas) eine effi zienzsteigernde Wirkung, 
gleichzeitig verringert sie aber den Anreiz zum Tech-
nologiewechsel, z.B. in Form des Austauschs eines 
Kohlekraftwerkes durch ein Gaskraftwerk, erheblich. 
Der Einsatz der fi nanziellen Mittel in eine Verbesse-
rung der gewählten Technologie wird belohnt, indem 
weniger oder keine Zertifi kate dazugekauft werden 
müssen. 

Für eine mögliche Vermeidung von mehr CO2- Emis-
sionen durch die Investition dieser Mittel in eine CO2-
ärmere Technologie besteht wenig Anreiz, da dem 
Betreiber dann entsprechend dem niedrigeren Bench-
mark weniger Zertifi kate zugewiesen werden und ihm 
die eingesparte Menge an Zertifi katen nicht zugute 
kommt. Bei der pretialen Vergabe profi tiert der Be-
treiber dagegen von jeder Vermeidung von CO2, da er 
die eingesparte Menge an Zertifi katen verkaufen kann 
oder gar nicht erst kaufen muss. Somit wird er seine 
Mittel so investieren, dass er die höchstmögliche CO2-
Vermeidung erzielt. Diese Überlegungen zeigen, dass 
die brennstoffspezifi sche Zuteilung einen wesentlichen 
Vorteil des Emissionshandels, und zwar die Kostenef-
fi zienz, erheblich abschwächt.39 Aus dem Blickwinkel 
einer energiepolitischen Zielsetzung, weil die Kohle-
verstromung aus Gründen der Versorgungssicherheit 

38 Die unterschiedliche CO2-Intensität von Kohle und Gas kommt in 
Form des wesentlich niedrigeren Benchmark in Höhe von 365 g CO2/ 
kWh für Gas gegenüber dem Kohlebenchmark in Höhe von 750 g 
CO2/kWh zum Ausdruck, siehe Zuteilungsgesetz 2012, Anhang 3.

39 Vgl. zur Kritik an brennstoffabhängigen Benchmarks W. F i c h t n e r : 
Der CO2-Emissionsrechtehandel im Zentrum der umweltpolitischen 
Diskussion, in: Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht, 2/2007, 
S. 149-158, S. 154. Deutschland ist zwar hinsichtlich der Obergren-
ze für die pretiale Erstzuteilung an die EU-Vorgabe gebunden, eine 
brennstoffspezifi sche Zuteilung ist jedoch nicht vorgeschrieben.

und der Regionalpolitik erhalten bleiben soll, sind die 
brennstoffspezifi schen Zuteilungsregeln jedoch nach-
vollziehbar.

Die anteilige Kürzung

Das administrative Regelwerk zieht noch weitere 
Regeln mit weiteren Transaktionskosten nach sich. 
Aufgrund der komplexen Zuteilungsmechanismen ist 
eine Punktlandung auf dem vorgegebenen Emissions-
mengenziel kaum möglich. Der erforderliche Ausgleich 
wird durch die anteilige Kürzung von Zuteilungen ge-
schaffen.40 Dies läuft grob wie folgt ab: Das für die 
Energieanlagen tatsächlich zur Verfügung stehende 
Budget wird durch Abzug der Zuteilung für Industrie-
anlagen, der Zuteilung an Kleinanlagen, der Reserve 
und der Härtefallregelungen von der Gesamtzutei-
lungsmenge ermittelt. Das tatsächliche Budget für 
die se Anlagen ist naturgemäß erst nach Durchführung 
des Zuteilungsverfahrens Ende 2007 bekannt. Müssen 
die Zuteilungen an die Energieanlagen anteilig gekürzt 
werden, gelten auch hier wieder Ausnahmen.41 Bei ei-
ner pretialen Vergabe der Rechte wären diese Vorgän-
ge dagegen nicht erforderlich, da einfach nur die der 
gewünschten Emissionsmenge entsprechende Anzahl 
an Rechten verkauft werden würde.

Fazit

Insgesamt gewinnt man den Eindruck, dass der 
Emissionshandel neben seiner eigentlichen Aufgabe, 
– der kosteneffi zienten Realisierung der gewünschten 
Emissionsmenge – auch auf verteilungspolitische As-
pekte Rücksicht nehmen und energiepolitische Ziele 
erreichen soll. Die verteilungspolitischen Aspekte fi n-
den ihren Niederschlag in der im Wesentlichen kosten-
losen Vergabe. Die energiepolitischen Ziele, wie z.B. 
der Erhalt der Kohleverstromung, werden hauptsäch-
lich durch die brennstoffspezifi schen Zuteilungsregeln 
eingebracht.42 Fasst man die Analyse der Regelungen 
zusammen, zeigt sich, dass die verteilungspolitische 
Entscheidung für die in weiten Teilen kostenlose Ver-
gabe ein administratives Regelwerk zur Vergabe nach 
sich zieht, welches unabhängig von der energiepoli-
tischen Ausgestaltung hohe Transaktionskosten und 
Anreizverzerrungen hervorruft. Die energiepolitische 

40 Vgl. Gesetzesbegründung zum Zuteilungsgesetz 2012, S. 37.

41 Die Ausnahmen betreffen: a. Neuanlagen mit Inbetriebnahme ab 
2008, b. Bestandsanlagen, die in der ersten Zuteilungsperiode früh-
zeitige Emissionsminderungsmaßnahmen nachgewiesen hatten (§12 
Abs. 1 ZuG 2007 (early action)), wenn der Zeitraum von zwölf Jahren 
nach Abschluss der Modernisierung in die 2. Handelsperiode hinein-
reicht (§ 4 Abs. 3 ZuG 2012), c. Anlagen, die die Einhaltung von BAT 
(best available techniques) Standards nachweisen können. 

42 Vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen, a.a.O., 2006, S. 9.
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Ausgestaltung verschärft die Verringerung der Ko-
steneffi zienz. 

Zusammenfassung und Ausblick

Der CO2-Emissionszertifi katehandel ist ein markt-
wirtschaftliches Instrument zur Realisierung eines fest-
gelegten Emissionsverringerungsziels. Wie anfangs 
dargestellt, führt die Nutzung des Marktmechanismus 
dazu, dass die Emissionen dort vermieden werden, wo 
deren Vermeidung am wenigsten Kosten verursacht. 
Bei hinreichenden Sanktionen ist davon auszugehen, 
dass nicht mehr als die politisch gewünschte Menge 
emittiert wird.43 Der Zertifi katehandel ist also grund-
sätzlich ein effi zientes umweltpolitisches Instrument, 
das die Kriterien der Kosteneffi zienz und der ökolo-
gischen Treffsicherheit erfüllt. 

Der ökonomische Charme des Instruments wird al-
lerdings durch die Ausgestaltung erheblich verringert. 
Seine ökonomische Wirkung kann der Handel nur 
dann voll entfalten, wenn alle Emissionsrechte kom-
plett verkauft werden und damit alle administrativen 
Zuteilungsregeln entfallen. Will man jedoch die vertei-
lungs- und energiepolitischen Ziele weiterverfolgen, 
so stellen die Regeln für die zweite Handelsperiode 
auf jeden Fall eine Verbesserung gegenüber denen 
der ersten Periode dar. Diese Verbesserungen sind im 
Wesentlichen die reduzierten Emissionsmengen in den 
nationalen Allokationsplänen und die Entscheidungen 
Deutschlands für eine Vereinfachung der Zuteilungs-
regeln durch den Verzicht auf einige Sonderregeln so-
wie für den Verkauf von 40 Mio. Zertifi katen, der die 
EU-rechtlich vorgegebene Grenze nahezu vollständig 
ausschöpft. 

Für die dritte Handelperiode ab 2012 sollte jedoch 
der Verkauf von 100% der Rechte ernsthaft geprüft 
werden, um den Marktmechanismus vollständig nutz-
bar zu machen. In diese Richtung arbeitet die EU-
Kommission bereits.44 Auch plant sie der Kritik an dem 
begrenzten Teilnehmerkreis für den Rechtehandel zu 
begegnen, indem sie einen Vorschlag zur Einbindung 
des Luftverkehrs in das Emissionshandelssystem un-
terbereitet hat.45 Diese Aktivitäten sind Schritte in die 
richtige Richtung, um dem Zertifi katehandel mit effi zi-
enter, preislicher Erstzuteilung und einer breiteren Er-
fassung der Emittenten zur vollen Wirkungsweise zu 
verhelfen. 

43 Vgl. S. S o re l l , J. S i j m :  Carbon Trading in the Policy Mix, in: Ox-
ford Review of Economic Policy, Vol. 19, Nr. 3, 2003, S. 420-437, S. 
426.

44 Vgl. Y. H o f m a n n , a.a.O. 

45 Vgl. EU-Kommission, IP/06/1862.


